Bundesnetzagentur

- Beschlusskammer 4 -
Az.: BK4-20-050

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 23 ARegV aufgrund des Antrags auf Genehmigung der
Investitionsmalnahme

der Open Grid Europe GmbH, Kallenbergstralle 5, 45141 Essen, verireten durch die Ge-
schaftsfihrung,

Antragstellerin,

hat die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch ihren Vorsitzenden  Alexander Ludtke-Handjery,

ihren Beisitzer Roman Smidrkal
und ihren Beisitzer Jacab Ficus

am 02.07.2021

beschlossen:

1. Die InvestitionsmaRnahme fiir das Projekt
-GDRM-Anlage Herringhausen"
wird genehmigt.
2. Die Genehmigung und die Anpassung der Erlosobergrenze sind befristet bis
31.12.2022.
3. Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt.

4. Der Antragstellerin wird auferlegt, den sich aus den Griinden ergebenden Mittei-
lungspflichten nachzukommen.

5. Die Genehmigung steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs.
6. Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.
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Griinde:
I.

Die Antragstellerin begehrt die Genehmigung einer Investitionsmafnahme flr das Projekt
,GDRM-Anlage Herringhausen“ gemal § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV.

Die Antragstellerin ist Betreiberin eines Fernleitungsnetzes mit Sitz in Nordrhein-Westfalen.

Sie tragt vor, das technische Ziel der Investition sei die Umstrukturierung der GDRM-Anlage
Herringhausen Il durch Zubau einer Vorwarmung mit dem Ziel, den Betrieb mit einem durch
die L-/H-Gas Umstellung hervorgerufenen hbheren Betriebsdruck zu erméglichen.

Mit der vorliegenden Investitionsmalinahme soll die bestehende GDRM-Anlage am Standort
Herringhausen um eine Vorwarmung erweitert werden, um zukunftig mit einem héheren Be-
triebsdruck operieren zu kénnen.

Das vorliegende Projekt der Antragstellerin resultiere aus dem durch die Bundesnetzagentur
bestatigten nationalen Netzentwicklungsplan Gas 2020 - 2030 (ID-Nr. 650-01).

Zur Begrundung der Notwendigkeit fuhrt die Antragstellerin aus, dass sich aufgrund der L-/H-
Gasumstellung im relevanten Umstellungsbereich Werne-Ummeln-Drohne am Standort der
GDRM-Anlange Herringhausen zukinftig ein héherer Betriebsdruck ergebe. Die Anlagenleis-
tung der GDRM-Anlage betrage voraussichtlich 150.000 m*h. Um den erforderlichen héhe-
ren Betriebsdruck zu ermdglichen, sei der Einbau einer Vorwarmung notwendig.

Die erstmalige Aktivierung ist fur das Jahr 2021 geplant. Die vollstédndige Inbetriebnahme soll
im Jahr 2025 stattfinden. Die Antragstellerin hat 2 Mio. Euro als geplante Anschaffungs- und
Herstellungskosten fir die InvestitionsmalRnahme angegeben.

Die Antragstellerin hat am 31.03.2020 die Genehmigung der Investitionsmafinahme fir das
Projekt ,GDRM-Anlage Herringhausen® beantragt und in der Folge weitere Informationen zu
dem Projekt nachgereicht.

Mit Schreiben vom 19.05.2021 wurde die Antragstellerin angehdrt. Sie hat mit Schreiben
vom 16.06.2021 Stellung genommen.

Die Bundesnetzagentur hat die Regulierungsbehérde des Landes Nordrhein-Westfalen ge-
maR § 55 Abs. 1 S. 2 EnWG unter dem 24.04.2020 Uber die Einleitung des Verfahrens in-
formiert.

Unter dem 28.06.2021 wurde der Beschlussentwurf gemaf § 58 Abs. 1 S. 2 EnWG dem
Bundeskartellamt und der Regulierungsbehtrde des Landes Nordrhein-Westfalen zur Stel-
lungnahme Ubersandt. Unter dem 28.06.2021 wurde der Beschlussentwurf gemalk § 58 Abs.
1 S. 2 EnWG dem Bundeskartellamt und der Regulierungsbehérde des Landes Nordrhein-
Westfalen zur Stellungnahme Ubersandt. Das Bundeskartellamt und die Landesregulie-
rungsbehorde haben von diesem Recht keinen Gebrauch gemacht.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte verwiesen.



A. Formelle RechtmaRigkeit

I. Zustandigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemaR § 54 Abs. 1 EnWG die zustandige Regulierungshehérde.
Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 8. 1 EnWG.

Il. Antrag und Frist

Der Antrag auf Genehmigung einer InvestitionsmaRnahme wurde fristgerecht am 31.03.2020
bei der Bundesnetzagentur gestelt. Antrage auf Genehmigung von InvestitionsmalRnahmen
sind gemal § 23 Abs. 3 S. 1 ARegV spatestens neun Monate vor Beginn des Kalenderjah-
res, in dem die Investition erstmals ganz oder teilweise kostenwirksam werden soll, bei der
Bundesnetzagentur zu stellen. Kostenwirksam wird die InvestitionsmaRnahme mit der erst-
maligen Aktivierung. Die Aktivierung kann entweder als Anlage in Bau oder als Zugang zum
Sachanlagevermogen erfolgen. Fir die dem vorliegenden Antrag zugrundeliegende Investiti-
onsmaflnahme ist auf die erstmalige Aktivierung im Jahr 2021 abzustellen.

Ill. Anhdrung

Der Antragstellerin wurde geméaR § 67 Abs. 1 EnWG die Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben.

IV. Beteiligung von Bundeskartellamt und Landesregulierungsbehérden

Die Regulierungsbehérde des Landes Nordrhein-Westfalen wurde gemal § 55 Abs. 1 S. 2
EnWG von der Einleitung des Verfahrens benachrichtigt.

Dem Bundeskartellamt sowie der zustandigen Regulierungsbehoérde des Landes Nordrhein-
Westfalen wurde gemaf § 58 Abs. 1 S. 2 EnWG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

B. Genehmigungsfahigkeit

Fur das Projekt , GDRM-Anlage Herringhausen” ist eine Investitionsmalnahme gemank § 23
ARegV zu genehmigen.

. Erweiterungs- und Umstrukturierungsinvestition

Die Genehmigung einer Investitionsmalnahme kann nach § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV fur Erwei-
terungs- und Umstrukturierungsinvestitionen erfolgen. Unter Umstrukturierungsinvestitionen
sind MaRnahmen zu verstehen, mit denen technische Parameter geandert werden, die flr
den Netzbetrieb erheblich sind." Es bedarf somit einer nicht unbedeutenden Veranderung
von technischen Parametern. Dafiir reichen jedoch der Austausch bereits vorhandener
Komponenten und die damit zwangslaufig einhergehenden Verbesserungen nicht aus. Die
mit der MaRnahme verbundenen zusatzlichen Funktionen miissen deutlich tber die Wirkun-

" BGH, Beschluss v. 17.12.2013, EnYR 18/12, Rz. 14, juris.
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gen einer blolken Ersatzinvestition hinausgehen, so dass ihnen eine gewisse eigenstandige
Bedeutung zukommen muss. Der Ersatz von Komponenten ist nicht schon deshalb als Um-
strukturierung zu qualifizieren, weil fir die neuen Komponenten andere technische Stan-
dards gelten.? Eine Anpassung von Komponenten an den aktuellen Stand der Technik, ohne
dass damit eine erhebliche Funktionserweiterung einhergeht, reicht somit nicht fur eine Qua-
lifizierung als Umstrukturierungsmanahme. Die Antragstellerin hat hinreichend nachgewie-
sen, dass es sich bei der dem Antrag zu Grunde liegenden InvestitionsmalRnahme um eine
Umstrukturierungsinvestition handelt, da die GDRM-Anlage am Standort Herringhausen
durch die Erweiterung um eine Vorwarmung in ihrer Funktion signifikant verbessert wird. Die
GDRM-Anlage kann zukinftig mit héherem Betriebsdruck betrieben werden, wodurch die
Gasversorgung im L-H-Gas-Umstellungsbereich Werne-Ummeln-Drohne mit H-Gas méglich
wird. Durch die beantragte Malinahme werden daher technische Parameter geandert, die fur
den Netzbetrieb erheblich sind. Somit handelt es sich vorliegend um eine Umstrukturierungs-
investition im Sinne von § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV.

Il. Genehmigungsfihigkeit nach § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV

GemaR § 23 Abs. 1 S. 1 ARegV genehmigt die Bundesnetzagentur InvestitionsmalRnahmen
fur Erweiterungs- und Umstrukturisrungsinvestitionen in die Ubertragungs- und Fernleitungs-
netze, soweit diese Investitionen zur Stabilitat des Gesamtsystems, fur die Einbindung in das
nationale oder internationale Verbundnetz oder fiir einen bedarfsgerechten Ausbau des
Energieversorgungsnetzes nach § 11 EnWG notwendig sind. Eines der in § 23 Abs. 1 S. 2
Nr. 1 bis 9 ARegV genannten Regelbeispiele ist im vorliegenden Fall nicht einschlagig.

Die Notwendigkeit der InvestitionsmaRnahme fur einen bedarfsgerechten Ausbau des Ener-
gieversorgungsnetzes ergibt sich bereits aus der Bestatigung des Netzentwicklungsplans
Gas 2020-2030 vom 19.03.2021 (Az.: 8615-NEP Gas 2020 — 2030 - Anderungsverlangen)
durch die Bundesnetzagentur. Denn das vorliegende Projekt ist unter der Bezeichnung ID-
Nr. 650-01 vollumfanglich von dieser Bestatigung umfasst.

lll. Ersatzanteil
Die gegenstandliche Investitionsmalnahme enthalt keinen Ersatzanteil.

Grundsatzlich kénnen auch Investitionsmalnahmen, die keine reinen Ersatzinvestitionen
darstellen, einen Ersatzanteil enthalten. Bei diesen Investitionen kann nach der Verord-
nungsbegrindung zu § 23 ARegV die Abgrenzung zwischen Ersatzinvestitionen und Erwei-
terungs- oder Umstrukturierungsinvestitionen anhand einer prozentualen Aufteilung des je-
weiligen Investitionsvorhabens erfolgen. Die vorliegende MaRnahme stellt die Errichtung
einer Vorwarmung als vollsténdig neuen Anlagenbestandteil in der GDRM-Anlage in Herrin-
ghausen dar, der zu einer Funktionserweiterung der Anlage fuhrt. Es kommt zu keinem Er-
satz der bestehenden Infrastruktur. Bei einer solchen Malknahme handelt es sich tUblicher-
weise um eine Umstrukturierungsinvestition ohne Ersatzanteil. Auch im vorliegenden Fall
sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, die zu einer davon abweichenden Beurteilung fuhren.

2 BGH, Beschluss v. 17.12.2013, EnVR 18/12, Rz. 29, juris.



C. Genehmigungsdauer

Die Genehmigung der vorliegenden InvestitionsmalRnahme gilt ausschlieRlich fir den be-
nannten Einzelfall und ist auf den Zeitraum bis zum 31.12.2022 beschrankt. Soweit die An-
tragstellerin einen Uber den 31.12.2022 hinausgehenden Genehmigungszeitraum beantragt
hat, ist der Antrag abzulehnen.

Gemal § 23 Abs. 1 S. 4 ARegV sind Genehmigungen fur Investitionsmalnahmen jeweils bis
zum Ende derjenigen Regulierungsperiode zu befristen, in der ein Antrag gestellt worden ist.
Wird ein Antrag erst nach dem Basisjahr, welches nach § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV fur die fol-
gende Regulierungsperiode zugrunde zu legen ist, fiir die folgende Regulierungsperiode
gestellt, ist die Genehmigung gemaf § 23 Abs. 1 S. 5 ARegV bis zum Ende dieser folgenden
Regulierungsperiode zu befristen. Das Basisjahr fur die kommende Regulierungsperiode ist
das Jahr 2020. Die Antragstellerin hat die Genehmigung der Investitionsmafnahme fur das
vorliegende Projekt am 31.03.2020 beantragt. Damit ist die Genehmigung der vorliegenden
InvestitionsmaRnahme bis zum Ende der laufenden Regulierungsperiode zum 31.12.2022 zu
befristen.

Die Antragstellerin weist in ihrer Stellungnahme vom 16.06.2021 sinngemaf darauf hin, dass
im Basisjahr 2020 noch keinerlei Aktivierungen von Anlagengutern stattgefunden haben bzw.
aufgrund der erstmaligen Kostenwirksamkeit im Jahr 2021 auch nicht stattfinden konnten
und beantragt daher eine Befristung der Genehmigungsdauer bis zum 31.12.2027. Die Be-
schlusskammer weist in diesem Zusammenhang nochmals darauf hin, dass gemaf § 23
Abs. 1 S. 4 ARegV die Genehmigungen fur Investitionsmafinahmen jeweils bis zum Ende
derjenigen Regulierungsperiode zu befristen sind, in der ein Antrag gestellt worden ist. Nach
§ 23 Abs. 1 S. 5 ARegV ist nur bei Antrdgen, die nach dem Basisjahr gestellt werden die
Genehmigung bis zum Ende der folgenden Regulierungsperiode zu befristen. Der vorliegen-
de Antrag wurde jedoch im Basisjahr gestellt, daher ist die Genehmigung bis zum
31.12.2022 zu befristen. Ein Folgeantrag, der von der Antragstellerin hilfsweise bereits ge-
stellt wurde, ist fir die folgende Regulierungsperiode méglich. Uber den zuletzt genannten
Antrag wird jedoch in einem separaten Verfahren zu gegebener Zeit entschieden.

D. Anpassung der Erlosobergrenze

Aufgrund der vorliegenden InvestitionsmaBnahme konnen gemal § 23 Abs. 1 §. 3 ARegV
Kapital- und Betriebskosten geltend gemacht werden. Die entsprechende Anpassung der
Erlésobergrenze nimmt die Antragstellerin gemai § 4 Abs. 3Nr.2i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 6, 6a ARegV vor.

I. Umfang der Anpassung der Erlésobergrenze

Die Antragstellerin kann ihre Erlésobergrenze um die sich aus genehmigten Investitions-
maRnahmen ergebenden Kosten und Erlose anpassen. Insgesamt diirfen sich die Kosten,
um die die Erlésobergrenze angepasst wird, lediglich auf die Teile der vorliegenden Investiti-
onsmalnahme beziehen, die von der Genehmigung dem Grunde nach umfasst sind.

Bei der Anpassung der Erlésobergrenze hat die Antragstellerin die zum Zeitpunkt der An-
passung der Erlosobergrenze jeweils anwendbaren Festlegungen zu Kapital- und Betriebs-
kosten sowie zu Betriebskostenpauschalen zu beriicksichtigen.
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Il. Zeitpunkt der Anpassung der Erlosobergrenze

Der Zeitpunkt der Anpassung der Erldsobergrenze richtet sich fiir die vorliegende Investiti-
onsmafnahme nach § 11 Abs. 2S. 1 Nr.61V.m. §4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV. Danach kann
eine Anpassung der Erldsobergrenze unmittelbar im Jahr der Kostenentstehung stattfinden,
so dass zunachst auf Plankosten abzustellen ist.

Da fur die vorliegende InvestitionsmalRnahme von einer erstmaligen Kostenwirksamkeit im
Jahr 2021 auszugehen ist, hatte bei einer entsprechenden Genehmigung der Investitions-
malinahme bereits zum 01.01.2021 eine Anpassung der Erlésobergrenze stattfinden kén-
nen, da der Antrag zum 31.03.2020 gestellt wurde. Eine solche Anpassung hat in der Regel
nicht stattgefunden, da zu diesem Zeitpunkt noch keine Genehmigung der Investitionsmal-
nahme vorlag. Der Ausgleich zwischen dem Betrag, um den die Erlésobergrenze zum
01.01.2021 fur das vorliegende Projekt tatsachlich angepasst wurde und nach der vorliegen-
den Genehmigung hatte angepasst werden diirfen, erfolgt gemal § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV
Uiber das Regulierungskonto. Die Differenz wird auf dem Regulierungskonto verbucht und mit
dem dort geltenden Zinssatz verzinst.

Soweit eine Anpassung der Erlésobergrenze nicht bereits zum 01.01.2021 stattgefunden hat,
kommt es zu einer tatsachlichen Anpassung der Erlésobergrenze erstmalig zum 01.01.2022.

Eine Anpassung der Erlosobergrenze erfolgt jahrlich fir die Dauer der Genehmigung.

Ill. Nachtragliche Korrektur der Anpassung der Eri6sobergrenze

Da es sich bei den fur die Anpassung der Erlésobergrenze heranzuziehenden Kapital- und
Betriebskosten um Planwerte handelt, ergibt sich die Notwendigkeit eines so genannten
Plan-Ist-Abgleichs zwischen den angesetzten Plankosten und den tatsachlich in dem be-
trachteten Jahr entstandenen Ist-Kosten fur die InvestitionsmalRnahme. Der Ausgleich der
sich aus der Gegeniberstellung von Plan- und Ist-Kosten eventuell ergebenden Differenz
erfolgt gemaRk § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV Uber das Regulierungskonto. Die Differenz wird auf
dem Regulierungskonto verbucht und mit dem dort geltenden Zinssatz verzinst. Fir die
Durchfihrung des Plan-Ist-Abgleichs sind von der Antragstellerin die Mitteilungspflichten
nach Abschnitt E.|. einzuhalten,

IV. Anpassung der Erlosobergrenze nach Auslaufen der Genehmigung gemas § 23
ARegV

Bei der Anpassung der Erlosobergrenze im Zusammenhang mit Investitionsmalnahmen ist
auch § 11 Abs. 2 8. 1 Nr. 6ai.V.m. § 23 Abs. 2a ARegV zu beachten. Danach sind die in den
letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der Investitionsmalnahme entstandenen Kapi-
tal- und Betriebskosten als Abzugsbetrag zu bericksichtigen, indem sie bis zum Ende der
Genehmigungsdauer aufgezinst und gleichmanig Uber 20 Jahre, beginnend mit dem Jahr
nach Ablauf der Genehmigungsdauer der Investitionsmanahme, aufgeldst werden. Fir die
Verzinsung gelten die Regelungen des § 5 Abs. 2 S. 3 ARegV. Mit dieser Regelung wird
verhindert, dass es durch den Wechsel auf die sofortige Kostenanerkennung in der Erlos-
obergrenze zu einer doppelten Berlicksichtigung von Kapital- und Betriebskosten aus Inves-
titionsmaRnahmen kommt. Denn die in den letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der
Investitionsmafdnahme entstandenen Kapital- und Betriebskosten wurden ansonsten auf-
grund der neuen Regelung nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV sowohl im Rahmen der ge-
nehmigten Investitionsmalnahme als auch in der Erlésobergrenze gemal § 4 Abs. 1 ARegV
der folgenden Regulierungsbehérde beriicksichtigt.
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E. Nebenbestimmungen, § 23 Abs. 5 ARegV
Die Genehmigung enthélt Nebenbestimmungen nach § 23 Abs. 5 S. 2 ARegV.

I. Mitteilungspflichten, §§ 23 Abs. 5 S. 2, 28 ARegV
Die Antragstellerin hat den ihr im Folgenden auferlegten Mitteilungspflichten nachzukommen.
Diese konkretisieren die bereits nach § 28 Nr. 6 ARegV existierenden Mitteilungspflichten.

Die Erfullung dieser Mitteilungspfiichten ersetzt nicht die gegebenenfalls notwendige Bean-
tragung einer Anderung der genehmigten Investitionsmalnahme.

1. Anpassung der Erlésobergrenze

Der Antragstellerin wird auferlegt, die folgenden Angaben anhand der tatsachlichen Werte in
einer fur einen sachkundigen Dritten in nachvollziehbarer Weise mitzuteilen und zu belegen:

¢ Die tatsachlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten
o Aktivierungen als Anlagen in Bau
o Aktivierungen als Fertiganlagen
¢ Die Abzugspositionen
o Rickstellungen
o Offentliche Forderungen
o Sonstige kostenmindernde Erlose
* Die Parameter
o Aufgenommenes Fremdkapital
o Erhaltene Baukostenzuschusse
o Tatsachliche Fremdkapitalzinsen
o Gewerbesteuerhebesatz
* Angaben zur Ermittiung des projektspezifischen Ersatzanteils
Bei der Ubermittiung dieser Angaben hat die Antragstellerin sich an dem jeweils aktuellen
Leitfaden der Bundesnetzagenturzu § 23 ARegV zu arientieren und den jeweils aktuell auf
der Internetseite der Bundesnetzagentur dafur bereitgestellten Erhebungsbogen zu verwen-
den. Ohne entsprechenden Nachweis ware es der Regulierungsbehérde nicht moglich, zu
Uberprifen, ob die bislang lediglich als Planwerte vorliegenden Angaben der Antragstellerin

insoweit auch tatsachlich so eingetreten sind. Die Beschlusskammer behalt sich vor, weitere
Anforderungen an Inhalt und Struktur der geforderten Daten vorzugeben.

2.  Anderung des Projektes

Der Antragstellerin wird auferlegt, unmittelbar nach Kenntniserlangung eine Anderung des
Projektes, insbesondere Anderungen, die sich auf den Inbetriebnahmezeitpunkt, die wesent-
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liche technische Gestaltung oder auf den Ersatzanteil auswirken, bei der Regulierungsbe-
horde anzuzeigen.

Die Befugnis, die Antragstellerin zu verpflichten, unverziglich nach Kenntniserlangung eine
Anderung des Projektes anzuzeigen, ergibt sich aus § 23 Abs. 5 S. 2 ARegV. Die Informati-
onsverpflichtung ist notwendig, um der Regulierungsbehérde eine sachgerechte Kontrolle
der von der Antragstellerin vorzuneshmenden Anpassung der Erlésobergrenze zu ermdégli-
chen. Ohne entsprechenden Nachweis ware es der Regulierungsbehérde nicht maoglich, zu
Uberprifen, ob die geplante Projektausfuhrung der Antragstellerin insoweit auch tatsachlich
so eingetreten ist.

Il. Widerrufsvorbehalt
Die Genehmigung steht gemaf § 23 Abs. 5 5. 1 ARegV unter dem Vorbehalt des Widerrufs
fur den Fall, dass die Investition nicht der Genehmigung entsprechend durchgefuhrt wird.

Davon umfasst sind nicht nur die Nichtdurchfihrung der Investition als solcher, sondern auch
von der Genehmigung abweichende Ausfuhrungen.

F. Kosten

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG



Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erho-
ben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4,
53113 Bonn) einzureichen. Es genigt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem
Oberlandesgericht Dusseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Dusseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrinden. Die Frist fur die Beschwerdebegrindung betragt einen
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder
der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Beschwerdebegriindung
muss die Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abanderung oder Auf-
hebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die
Beschwerde stiitzt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegriindung mis-
sen durch einen Rechtsanwalt unierzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Alexander Ludtke-Handjery Roman Smidrkal Jacob Ficus

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer



	BK4-20-050_Beschluss
	Gründe:
	I.
	II.
	A. Formelle Rechtmäßigkeit
	I. Zuständigkeit
	II. Antrag und Frist
	III. Anhörung
	IV. Beteiligung von Bundeskartellamt und Landesregulierungsbehörden

	B. Genehmigungsfähigkeit
	I. Erweiterungs-und Umstrukturierungsinvestition
	II. Genehmigungsfähigkeit nach § 23 Abs. 1 s. 1 ARegV
	III. Ersatzanteil

	C. Genehmigungsdauer
	D. Anpassung der Erlösobergrenze
	I. Umfang der Anpassung der Erlösobergrenze
	II. Zeitpunkt der Anpassung der Erlösobergrenze
	III. Nachträgliche Korrektur der Anpassung der Erlösobergrenze
	IV. Anpassung der Erlösobergrenze nach Auslaufen der Genehmigung gemäß§ 23 ARegV

	E. Nebenbestimmungen,§ 23 Abs. 5 ARegV
	I. Mitteilungspflichten, §§ 23 Abs. 5 S. 2, 28 ARegV
	1. Anpassung der Erlösobergrenze
	2. Änderung des Projektes

	II. Widerrufsvorbehalt

	F. Kosten

	Rechtsbehelfsbelehrung:




